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A. Problem 

In den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften wei- 
chen die Vorschriften über Massenentlassungen erheblich von- 
einander ab. 


B. Lösung 

Schaffung einheitlicher Mindestvorschriften über Massenent- 
lassungen in den Mitgliedstaaten. 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Hölscher 


Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 15. Februar 1974 dem Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung den geänderten Vorschlag 
einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Massen- 
entlassungen — Drucksache 7/1669 — zur Beratung 
überwiesen. Nach eingehender Beratung empfiehlt 
der Ausschuß einmütig dem Plenum, von der Vor- 
lage Kenntnis zu nehmen und die Bundesregierung 
um Beachtung der in der Entschließung enthaltenen 
Änderungsvorschläge zu ersuchen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
bei seinen Beratungen das Ziel des Richtlinienvor- 
schlags begrüßt, die Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über Massenentlassungen in der Form anzu- 
gleichen, daß künftig einheitliche Mindestvorschrif- 
ten bestehen. 

Der Entwurf lehnt sich nach den Feststellungen 
des Ausschusses in starkem Maße an das geltende 
deutsche Recht an. Somit besteht für die Bundesre- 
publik Deutschland bezüglich der Massenentlas- 
sungsvorschriften kein konkretes Regelungsbedürf- 
nis. Andererseits sollte der Vorlage aus euro- 
päischer Sicht in ihrer Zielrichtung zugestimmt wer- 


den, wenn die Bundesregierung in den weiteren 
Verhandlungen die in der Entschließung enthaltenen 
Punkte berücksichtigen lassen kann. 

Aus Gründen der Praktikabilität müsse in Arti- 
kel 1 Abs. 1 die Mindestgrenze für anzeigepflichtige 
Kündigungen in Betrieben bis zu 500 Arbeitnehmern 
von 25 auf 50 Arbeitnehmer angehoben werden. Die 
Zahl des Entwurfs entspreche schon der üblichen 
Fluktuationshöhe. Anderenfalls müsse das deutsche 
Kündigungsschutzrecht geändert werden. 

Der Ausschuß hat der Regelung von Artikel 3 
Abs. 1 aus rechtssystematischen Gründen widerspro- 
chen. Die Befugnis der Arbeitsbehörde, Massenent- 
lassungen unbefristet zu widersprechen, laufe der 
Tarif- und Privatautonomie der deutschen Arbeits- 
rechtsordnung zuwider. 

Einerseits hat der Ausschuß die Regelungen des 
Artikels 4 über die Konsultationspflicht zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmervertretung über Mas- 
senentlassungen begrüßt, da sie dem Betriebsver- 
fassungsrecht entspreche. Andererseits sei die vor- 
gesehene Regelung zu perfektionistisch gestaltet 
und widerspreche somit den Erfordernissen der be- 
trieblichen Praxis. 


Bonn, den 24. September 1974 


Hölscher 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Geänderter Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über Massenentlassungen ■ — Drucksache 
7/1669 — zur Kenntnis zu nehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt die Bemühungen zur Harmonisierung der 
in den Mitgliedstaaten geltenden Regelungen bei Massenentlassungen durch 
einheitliche Mindestvorschriften. Er geht davon aus, daß die vorgesehenen 
Regelungen in der Bundesrepublik bereits weitgehend geltendes Recht sind. 
Die Bundesregierung wird gebeten, bei den weiteren Beratungen folgenden 
Gesichtspunkten Rechnung zu tragen: 

Zu Artikel 1 Abs. 1 

Für Betriebe mit in der Regel mindestens 500 Arbeitnehmern sollte erst die 
Entlassung von mindestens 50 Arbeitnehmern anzeigepflichtig sein. Dadurch 
könnte — ohne Minderung des Schutzes der betroffenen Arbeitnehmer — 
in den Betrieben und bei der zuständigen Behörde nicht notwendige Ver- 
waltungsarbeit vermieden werden. 

Zu Artikel 3 Abs. 1 

Diese Vorschrift müßte gestrichen werden. Das vorgesehene Widerspruchs- 
recht der Behörde stellt einen systemwidrigen Eingriff in die Tarif- und 
Parteiautonomie unserer Arbeitsrechtsordnung dar. 

Zu Artikel 4 

Die vorgesehene Konsultationspflicht zwischen Arbeitgeber und Arbeitneh- 
mervertretung wird ausdrücklich begrüßt. Sie entspricht weitgehend den 
Grundsätzen des Betriebsverfassungsgesetzes in Verbindung mit den Vor- 
schriften über anzeigepflichtige Entlassungen des Kündigungsschutzgesetzes. 
Auf eine zu starre und perfektionistische Regelung sollte jedoch im Interesse 
der Praxis verzichtet werden. 


Bonn, den 24. April 1974 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Hölscher 

Vorsitzender Berichterstatter 



